
über die Ursachen, die Ziel
setzung und Methoden der 
friedensgefährdenden Politik 
des westdeutschen Staates ge
macht wurden. Vor allem 
wurde auch unsere Feststellung 
erhärtet, daß sich der erste 
Stoß der aggressiven Politik 
gegen die westdeutsche Ar
beiterklasse, gegen alle huma
nistischen und demokratischen 
Kräfte Westdeutschlands selbst 
richtet.

Es mag manch einem bei uns, 
in Westdeutschland und auch 
anderswo, wie ein Witz, wie 
ein überzogenes Kabarettstück 
anmuten, daß sich in West
deutschland eine in allen Fu
gen krachende Regierung in 
den Bunker begab, um die 
Fortsetzung einer überall für 
bankrott erklärten Politik mit 
anderen, das heißt mit dikta
torischen und militärischen 
Mitteln, zu erproben, daß hier 
Stärke vorgetäuscht wurde, 
wo Schwäche regiert. Aber 
machen wir uns nichts vor: 
Gerade die notorische Unfähig
keit der deutschen Imperia
listen, das tatsächliche Kräfte
verhältnis real einzuschätzen, 
macht sie in ihrer wahnwitzi
gen Anmaßung gefährlich. 
Gefährlich für die westdeut
sche Bevölkerung vor allem, 
aber nicht minder gefährlich 
für Europas Sicherheit.

Und diese Gefahr hat sich ganz 
beträchtlich vermehrt durch 
die verhängnisvolle Entschei
dung, die im Zusammenhang 
mit „Fallex 66“ von SPD-Füh- 
rern um Wehner und Schmidt 
getroffen wurde. Sie haben die 
Wegscheide verlassen, sind 
offen ins Lager der aggressi
ven militaristischen Kräfte ge
gangen und brachten sich da
mit in schroffen Gegensatz zu 
den Interessen und Erwartun
gen der Mehrheit der sozial
demokratischen Mitglieder und 
Wähler. Dem Finanzkapital 
bieten sie sich jetzt als die ge
eigneten und „unverbrauchten

Kräfte“ an, um der CDU/CSU 
aus der Sackgasse herauszu
helfen. Sie buhlen um die 
Gunst der herrschenden Mono
pole und lassen damit erken
nen, daß man nur mit ihrer 
Hilfe die bei „Fallex“ erprob
ten Notstandsmittel erfolgreich 
einsetzen kann. Und sie halten 
sich für am ehesten geeignet, 
die Rolle einer 5. Kolonne im 
Kampf nach außen zu spie
len, gegen die DDR und in 
anderen sozialistischen Län
dern.

Auf die im Bunker begrün
dete Notstandsgemeinschaft 
der CDU/CSU mit den SPD- 
Führern Wehner und Schmidt 
stützt sich die Hoffnung extre
mer Politiker der Großbour
geoisie wie Barzel und Strauß. 
Nicht zufällig begannen sie 
gleich unmittelbar nach „Fal
lex 66“ mit der öffentlichen 
Abschlachtung ihres eigenen 
Kanzlers Erhard. Sie wollten 
den Weg frei machen für die 
Fortsetzung der Bunkerge
meinschaft in der großen, der 
antigewerkschaftlichen Regie
rungskoalition.

Für eine neue Politik

Gewiß, auch für diese unhei
lige Allianz und jede wie im
mer geartete Koalition gilt das 
Wort Walter Ulbrichts auf 
dem 13. Plenum: „Wir können 
Voraussagen, daß jede belie
bige andere Regierung in 
Westdeutschland, die sich nicht 
von der bisher geführten Po
litik loslöst und eine reale 
Alternativpolitik zeigt, ebenso 
zum Scheitern verurteilt ist“.
Um die Realitäten in Deutsch
land und in der Welt kommt 
auf die Dauer niemand mehr 
herum.

Aus der Bonner Sackgasse 
kommt Westdeutschland nur 
durch eine tatsächlich neue 
Politik heraus: durch den Ver
zicht auf Mitverfügung über

Kernwaffen; durch die Aner
kennung der bestehenden 
Grenzen und Verzicht auf 
jedwede Gebietsforderung; 
durch Anerkennung der Deut
schen Demokratischen Repu
blik zum Zwecke der Herstel
lung normaler Beziehungen 
zwischen beiden deutschen 
Staaten; durch Verzicht auf 
Verfassungsänderung durch 
Notstandsgesetze und Aufhe
bung der bereits bestehenden 
Kriegsgesetze; durch Abrü
stung und Verminderung der 
Rüstungsausgaben; durch die 
Bereitschaft, an der Schaffung 
der europäischen Sicherheit 
mit allen europäischen Staaten 
teilzunehmen.

Und auch das muß in West
deutschland endlich klar wer
den: Die Grundvoraussetzung 
für die Erhaltung und Siche
rung des Friedens und der 
allererste Schritt für eine fried
liche Entwicklung in Deutsch
land ist die Entspannung der 
Beziehungen zwischen beiden 
deutschen Staaten.

Natürlich kommt diese neue 
Politik nicht von selbst. Die 
westdeutschen Bürger, um 
deren Leben und Existenz es zu 
allererst geht, müssen endlich 
ihren Anspruch auf Selbstbe
stimmung des Volkes in der 
westdeutschen Politik geltend 
machen. Die SPD-Mitglieder 
müssen die Bunkergemein
schaft ihrer rechten Führer 
mit den Revanchisten spren
gen. Von der Aktivität der 
demokratischen Kräfte hängt 
es weitgehend ab, wie es in 
Westdeutschland weitergehen 
wird.
Daß solche Kräfte in West
deutschland selbst vorhanden 
und tätig sind, hat nicht zu
letzt der bedeutsame Kongreß 
der Notstandsgegner bewiesen, 
der unmittelbar nach Beendi
gung der „Fallex“-Übung in 
Frankfurt (Main) stattfand.
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